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Regulatorische Agenda 2013 –  
Update für Vorstand und Aufsichtsrat

In der regulatorischen Agenda 2012 lag der 
Schwerpunkt Ausführungen auf den ge-
planten Neuerungen auf europäischer 
 Ebene1): Die EU-Richtlinie CRD IV2) und die 
korrespondierende EU-Verordnung CRR 
standen im Mittelpunkt. Der vorliegende 
Ausblick auf 2013 lenkt die Aufmerksam-
keit auf die nationalen Änderungen. Was 
auf europäischer Ebene in Form von Richt-
linien, Verordnungen, Standards und Leit-
linien entwickelt wurde, wird nun mehr 
oder weniger parallel durch Umsetzungs- 
beziehungsweise Ausführungsgesetze, Rund-
schreiben und so weiter auf nationaler 
Ebene nachgezogen. Doch nicht alle in 
2012 begonnenen EU-Reformen konnten 
wie geplant umgesetzt werden. Die Zeit-
pläne haben sich zum Teil erheblich ver-
schoben. Entgegen dem ursprünglich avi-
sierten Umsetzungsdatum 1. Januar 2013 
sind CRD IV und CRR bisher noch nicht ver-
abschiedet worden. 

Gravierende Veränderungen im KWG

Die Umsetzung der CRD IV auf nationaler 
Ebene wird in Deutschland durch das CRD-
IV-Umsetzungsgesetz (KWG-Entwurf oder 
KWG-E) sichergestellt. Die CRD-IV-Richt-
linie richtet sich mit ihren Inhalten zur 
 Zulassung und Beaufsichtigung von Kredit-
instituten, zu den Anforderungen an Kapi-
talpuffer oder zu Sanktionen und Govern-
ance an die Mitgliedstaaten. Daher ist die 
Richtlinie durch Änderungen des KWG und 
weiterer Gesetze und Verordnungen noch 
in nationales Recht umzusetzen. Im KWG-
Entwurf ist an dieser Stelle unter anderem 
auf erhebliche Änderungen in den § § 10 c-
10g, 25a, 25d und 48t KWG hinzuweisen. 

Anders verhält es sich mit dem CRD-IV-
Verordnungsteil, der CRR. Die EU-Verord-
nung richtet sich im Wesentlichen an die 
beaufsichtigten Einlagenkreditinstitute. Die 
in der Verordnung vorgegebenen Eigenka-
pitalanforderungen, Großkreditbegrenzun-
gen und Liquiditätsvorschriften sind ab In-
krafttreten der Regelungen unmittelbar in 
Deutschland geltendes Recht. Diese neue 
Rechtssystematik zieht gravierende Ände-

rungen im KWG und in den für das KWG 
relevanten Verordnungen nach sich.3) So 
ist etwa der § 10 KWG-E (Eigenmittelaus-
stattung) im Gesetzentwurf deutlich ge-
kürzt worden, weil insbesondere die Defi-
nition der bankaufsichtlich anerkannten 
Eigenmittel ganz überwiegend in der CRR 
geregelt wird.

Auch die Regulierung der Großkredite er-
folgt zukünftig weitgehend in der CRR. Die 
CRR lässt aber noch in begrenztem Um-
fang nationale Ermessensspielräume zu 
und verlangt keine maximale Harmonisie-
rung. Insoweit enthält § 13 KWG-E eine Ver-
ordnungsermächtigung für die Ausübung 
nationaler Wahlrechte und für bestimmte 
organisatorische Anforderungen. Die Millio-
nenkreditanforderungen sind auch zukünf-
tig als rein nationale Vorschriften nur im 
KWG beziehungsweise der Großkredit- und 
Millionenkreditverordnung (GroMiKV) gere-
gelt, nicht aber in der CRR. Neuerungen be-
ruhen unter anderem auf einer geänderten 
Definition des Begriffs des für § 14 KWG-E 
relevanten Kreditnehmers, der Erweiterung 
der Melde inhalte sowie Änderungen bei 
den Meldegrenzen. Die Aufsicht verlangt 
zukünftig deutlich umfassendere Finanzin-
formationen von den Instituten. § 25 KWG-
E enthält für die Detailregelungen eine Ver-
ordnungsermächtigung.

Die im Zusammenhang mit dem KWG für 
die Institute relevanten Verordnungen 
(GroMiKV, LiqV, FinanzinformationenV, 
LänderrisikoV et cetera) werden einerseits 
erheblich angepasst respektive andererseits 
weitgehend neu gestaltet werden. Die auf-
geführten Neuerungen werden bei den Ins-
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Bereits im vergangenen Jahr hatten die 
 Autorinnen bei ihrer Analyse der regulato-
rischen Agenda die umfangreiche Regu-
lierungslawine dargestellt. Die auf euro-
päischer Ebene entwickelten Richtlinien, 
Verordnungen, Standards und Leitlinien 
wurden im letzten Jahr nun mehr oder 
 weniger parallel durch Umsetzungs- be-
ziehungsweise Ausführungsgesetze und 
Rund schreiben auf nationaler Ebene imple-
mentiert, wobei nicht alle in 2012 begon-
nenen Vorhaben wie geplant umgesetzt 
 werden konnten. Gerade in diesem Span-
nungsfeld zwischen noch nicht verabschie-
deten Reformen und nationalen Umset-
zungsaktivitäten sehen die Autorinnen für 
die Institute die größte Herausforderung, 
die Vorschläge der verschiedenen Regulierer 
zu analysieren und notwendige Anpas-
sungsmaßnahmen frühzeitig anzugehen. 
Ihrer Ansicht nach werden die zahlreichen 
Reformvorhaben deutliche Auswirkungen 
auf die Geschäftsmodelle der Institute zur 
Folge haben. (Red.)
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tituten nicht nur qualitativ, sondern rein 
organisatorisch einen erheblichen Arbeits-
aufwand nach sich ziehen. Neben der 
 erforderlichen Schulung der Mitarbeiter 
zeichnet sich ab, dass auch in den ablauf-
organisatorischen Prozessen (Richtlinien, 
Arbeitsanweisungen, Verantwortlichkeiten, 
Kontrollen, IT-Umsetzung und so weiter) 
merkliche Anpassungen vorzunehmen sind.

Risikomanagement und -controlling …

Für die stärkere Überwachung der instituts-
internen Kontrollen und Entscheidungspro-
zesse werden in § 25 a KWG-E explizit die 
Einrichtung einer Risikocontrolling-Funk-
tion und einer Compliance-Funktion als 
Bestandteil des Internen Kontrollsystems 
gefordert.4) Nach § 25 d KWG-E wird es als 
notwendig angesehen, bei einer Mindest-
zahl von zehn Mitgliedern im Auf-
sichtsorgan bestimmte Ausschüsse zur 
Vor bereitung besonderer Themen für das 
 Gesamtorgan zu bilden.

Obwohl CRD IV und CRR noch nicht final 
verabschiedet sind und damit auch die 
Verabschiedung des CRD-IV-Umsetzungs-
gesetzes verzögert wird, hat die nationale 
Aufsicht mit der Finalisierung der Neufas-
sung der Mindestanforderungen für das 
Risikomanagement (MaRisk) bereits einige 
Elemente der CRD IV in nationales Recht 
umgesetzt.5) Das ist auch der Tatsache 
 geschuldet, dass die bisherige MaRisk-Fas-
sung bereits existierende europäische Vor-
gaben (EBA „Guidelines on Internal Gover-
nance“6), CEBS „Guidelines on Liquidity 
Cost Benefit Allocation“7) und Empfehlun-
gen des European Systemic Risk Board8)) 
noch nicht ausreichend berücksichtigt 
hatte. Die MaRisk traten zum 1. Januar 
2013 in Kraft. Den Instituten wird aber bis 
Ende 2013 Zeit gegeben, um die neuen Be-
standteile der MaRisk umzusetzen. 

Die vorausschauende und zukünftige Ka-
pitalplanung wird dabei als neuer Aspekt 
respektive Ergänzung des Risikotragfähig-
keitskonzepts in den MaRisk verankert. 
Über den Risikobetrachtungshorizont hi-
naus ist zu analysieren, wie sich Verände-
rungen des eigenen Businessmodells sowie 
des wirtschaftlichen Umfeldes auf den zu-
künftigen Kapitalbedarf auswirken. Dabei 
sind auch unerwartete, adverse Entwick-
lungen zu berücksichtigen. Erstmals findet 
in diesem Zusammenhang der regulatori-
sche Kapitalbedarf Beachtung. Die inten-
sive Analyse des eigenen Businessmodells 

und der einzelnen Geschäftsbereiche mit 
allen immanenten Risiken ist eine der Auf-
gaben, die in 2013 für die Institute ganz 
oben auf der Agenda stehen. Nicht nur zur 
Erfüllung der neuen Anforderungen an das 
Risikomanagement, sondern auch für die 
erstmals aufgelegten Mindestanforderun-
gen an Sanierungspläne (MaSan)9) ist diese 
Analyse von entscheidender Bedeutung.

Darüber hinaus bekommt die Risikocont-
rolling-Funktion mehr Gewicht: Mit einem 
neuen Modul10) werden ihre Aufgaben da-
hingehend konkretisiert, dass die Risiko-
controlling-Funktion neben der Entwick-
lung und Umsetzung der Risikostrategie, 
der Einrichtung und Weiterentwicklung 
des Risikosteuerungs- und -controlling-
prozesses sowie der laufenden Überwa-
chung der Risikosituation auch bei wichti-
gen risikopolitischen Entscheidungen der 
Geschäftsleitung zu beteiligen ist. Neu 
sind auch die aufbauorganisatorischen 
Vorgaben, wonach die Leitung des Risiko-
controllings auf einer ausreichend hohen 
Führungsebene im Institut anzusiedeln ist. 
Bei großen, international tätigen Institu-
ten mit komplexen Geschäftsaktivitäten ist 
hierfür ausdrücklich ein Geschäftsleiter zu 
benennen, der diese Tätigkeit exklusiv 
ohne Verbindung zu weiteren Aufgaben 
ausübt. Kleinere Institute können derzeit 
auch ohne eigenen Risikovorstand aus-
kommen, müssen aber in Abhängigkeit von 
ihrer Größe, dem Geschäftsmodell und 
dem damit verbundenen Risikogehalt da-
für sorgen, dass die Risikocontrolling-
Funktion unabhängig von einer weiteren 
Aufgabenzuweisung im Unternehmen aus-
geübt wird.

… und Compliance-Funktion 
(§ 25 a Abs. 1 KWG-E und MaRisk)

Die bislang in Deutschland nur für Wert-
papierdienstleistungsunternehmen gelten-
den Vorgaben zur Einrichtung einer Com-
pliance-Funktion nach WpHG-Vorgaben11) 

werden mit der Neufassung der MaRisk er-
gänzt. Nunmehr müssen alle Institute eine 
übergeordnete Compliance-Funktion im-
plementieren. Hinter dieser Vorgabe steht 
das Ziel, Risiken zu begrenzen, die sich aus 
der Nichteinhaltung rechtlicher Vorgaben 
und Regelungen ergeben können. Die 
Compliance-Funktion steht nach der EBA 
GL 44 gleichrangig mit der Risikocontrol-
ling-Funktion und der Internen Revision. 
Damit wird sie Bestandteil des Internen 
Kontrollsystems. Die Aufgaben der Compli-

ance-Funktion umfassen unter anderem 
die Unterstützung und Beratung der Ge-
schäftsleitung hinsichtlich der Einhaltung 
der relevanten rechtlichen Regelungen 
und Vorgaben, die Hinwirkung auf die Im-
plementierung wirksamer Verfahren und 
Kontrollen zur Einhaltung der für das Ins-
titut relevanten rechtlichen Vorgaben so-
wie eine entsprechende jährliche Bericht-
erstattung über die Compliance-Tätigkeit 
an die Geschäftsleitung, das Aufsichts-
organ und die Interne Revision. 

Wichtig ist in dem Zusammenhang, dass 
trotz dieser neu geschaffenen Funktion 
weiterhin die Geschäftsleiter und die Ge-
schäftsbereiche uneingeschränkt für die 
Einhaltung der rechtlichen Vorgaben ver-
antwortlich sind. Nach dem Anschreiben 
zu den MaRisk soll das Aufgabenspektrum 
der Compliance-Funktion nicht (nahezu) 
alle für ein Institut relevanten Rechtsbe-
reiche umfassen. Vielmehr stellt die Auf-
sicht auf diejenigen rechtlichen Vorgaben 
ab, die ein wesentliches Compliance-Risiko 
beinhalten. Dazu zählen danach insbeson-
dere Regelungen zum Anlegerschutz, zur 
Verhinderung von Geldwäsche und Ter-
rorismus-Finanzierung sowie zum Verbrau-
cherschutz, aber auch gegebenenfalls 
 weitere für das jeweilige Institut relevante 
Sachverhalte (wie etwa FATCA-Vorgaben). 
Entsprechend diesem Aufgabenumfang 
sind die Anforderungen an die Besetzung 
der Compliance-Funktion nicht zu unter-
schätzen, wenn ein Institut/eine Instituts-
gruppe komplexe geschäftliche Aktivitäten 
in unterschiedlichen Jurisdiktionen ausübt. 

Wirksame Compliance erfordert jedoch 
auch die Anpassung und Implementierung 
von Prozessen, die es ermöglichen, die re-
levanten aufsichtsrechtlichen Anforderun-
gen zu identifizieren und zu bewerten. 
 Research- und Knowledgemanagement-
Prozesse werden dabei eine große Rolle 
spielen.

Krisenmanagement und Sanierung 
(§ 25 a KWG-E und MaSan-Entwurf)

Für die Aufsicht ist die Sanierungsplanung 
ein Element des Risikomanagements. Die 
Planung soll dafür sorgen, dass das Institut 
besser für die Bewältigung künftiger Kri-
sensituationen vorbereitet ist. Damit soll 
letztlich die Widerstandsfähigkeit der Ins-
titute verbessert werden. Auf internatio-
naler Ebene hat das Financial Stability 
Board (FSB) Regeln zur Abwicklung global 
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systemrelevanter Institute erarbeitet.12) 
Prävention durch umfangreiche und detail-
lierte Sanierungspläne und geordnete Ab-
wicklung im Krisenfall sind die beiden we-
sentlichen Aspekte, die in diesem Rahmen 
adressiert werden.13) Die EU-Kommission 
hat im Juni 2012 einen Richtlinienentwurf 
zu einer „Krisenmanagement-Richtlinie“ 
veröffentlicht.14) Dieser enthält neben den 
in Deutschland bereits mit dem Restruktu-
rierungsgesetz eingeführten Elementen 
(Einrichtung eines Restrukturierungsfonds, 
Nutzung von Brücken-Banken) unter an-
derem auch Anforderungen an das Vor-
halten von Sanierungs- und Abwicklungs-
plänen.

Zur Sicherung der Finanzstabilität in 
Deutschland verlangt die Aufsicht die Er-
stellung von Sanierungsplänen nicht nur 
von den global systemrelevanten, sondern 
ab 2013 auch von den national systemre-
levanten Instituten. Die neuen Mindest-
anforderungen an die Ausgestaltung von 
Sanierungsplänen (MaSan)15) konkretisie-
ren die Erwartungshaltung der Aufsicht 
zur Ausgestaltung der Pläne. Bis Ende 
2013 sollen die Sanierungspläne für Insti-
tutsgruppen und übergeordnete Unter-
nehmen erstellt werden. Der individuelle 
Sanierungsplan setzt umfangreiche Analy-
seprozesse voraus. Die strategische Ge-
schäftsanalyse des Businessmodells, der 
Märkte sowie der internen und externen 
Vernetzung führt zur Festlegung von 
Handlungsoptionen für den Sanierungsfall. 
Belastungsanalysen schaffen Klarheit über 
die Risiken des Instituts und seiner einzel-
nen Geschäftsbereiche. Daraus lassen sich 
die spezifischen Handlungsoptionen für 
das jeweilige Krisenszenario ableiten. Hier 
wird es in erster Linie darauf ankommen, 
die Kommunikations- und Informations-
prozesse verlässlich zu etablieren, zumal 
die Sanierungspläne jährlich aktualisiert 
werden müssen und der Überprüfung und 
Beurteilung durch den Abschlussprüfer 
unterliegen sollen.

Geschäftsleitung und Verwaltungs-/ 
Aufsichtsrat (§ 25 c und d KWG-E)

Höhere Anforderung an Expertise und Er-
fahrung des Managements sowie die Stär-
kung der Überwachungsfunktion durch die 
Aufsichtsorgane sind wesentliche Elemen-
te der CRD IV sowie der EBA-Guidelines  
on Internal Governance (GL 44)16). Die Ver-
pflichtung der Institute, ein robustes Gov-
ernance-System vorzuhalten, wird durch er-

weiterte und detailliertere Anforderungen 
an die Besetzung des Managements so-
wohl im operativen als auch im überwa-
chenden Bereich und nunmehr auch der 
Schlüsselpositionen klargestellt.17) Neben 
der einwandfreien Reputation sind die 
theoretischen Kenntnisse und die prak-
tische Erfahrung, die der ausgeübten 
Funktion angemessen sind, die ausschlag-
gebenden Faktoren für die Besetzung der 
Positionen in den Geschäftsleitungs- und 
in den Aufsichtsorganen. Die Institute ha-
ben sicherzustellen, dass die Eignungs-
kriterien bei den Mitgliedern der Leitungs- 
und Aufsichtsorgane laufend erfüllt sind. 
Dies impliziert die Einrichtung zuverlässi-
ger und effektiver Prozesse, um den aktu-
ellen Informationsfluss sicherzustellen.

Die konkreten Anforderungen an die Eig-
nung der Mitglieder von Verwaltungs- und 
Aufsichtsorganen von Instituten für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit wurden erst 
 kürzlich von der BaFin aktualisiert.18) Im 
KWG-Entwurf wird darüber hinaus vom 
Aufsichtsorgan verlangt, dass seine Über-
wachungsaufgabe auch die Einhaltung der 
bankaufsichtlichen Anforderungen durch 
die Geschäftsleitung umfasst. Der Gesetz-
geber konkretisiert die Anforderungen in-
soweit, als er die Themen Strategien, Risi-
komanagement und Vergütungssysteme 
explizit hervorhebt. „Compliance“ spielt 
also auch hier eine wichtige Rolle.

Besonders hervorzuheben sind die im 
KWG-Entwurf enthaltenen Regelungen für 
die bei Verwaltungs- und Aufsichtsorga-
nen zu bildenden Ausschüsse. Relevant 
werden diese ab einer Mitgliederzahl von 
zehn Personen. Die Rolle der Ausschüsse 
besteht darin, bestimmte Themen für das 
Gesamtorgan vorzubereiten. Die im KWG 
genannten Ausschüsse umfassen den Risi-
koausschuss, den Prüfungsausschuss, den 
Nominierungs- sowie den Vergütungskon-
trollausschuss. Nach dem Gesetzentwurf 
sollen die Ausschüsse das Gesamtorgan be-
raten und unterstützen. Entscheidungen 
werden danach nicht in den Ausschüssen, 
sondern nur im Gesamtorgan getroffen. Im 
Zusammenhang mit der Haftung des Auf-
sichtsorgans erscheint diese Vorgehens-
weise nachvollziehbar.

Financial Reporting und sonstiges 
Meldewesen (§ 25 KWG-E)

Die in 2011 begonnene Neukonzeption des 
Meldewesens wurde mit neuen Entwürfen 

zum Millionenkreditmeldewesen19) und den 
Meldungen unterjähriger Finanz daten20) 
fortgeführt. Parallel dazu konsultierte die 
EBA Standards zur Implemen tierung des 
Framework on Common Report ing (COREP) 
und der Guidelines on Financial Reporting 
(FINREP)21). Durch die unmittelbar anwend-
baren Technical Standards der EBA wird die 
nationale Umsetzung dieser Anforderun-
gen an die Meldung von Finanzdaten zwar 
entbehrlich, nicht aber leichter. Die EBA 
verlangt die Finanzdaten detaillierter und 
in höherer Frequenz als bisher. Komplexer 
wird die Erhebung der Daten dann, wenn 
die relevanten Konsolidierungskreise vonei-
nander abweichen. Die FINREP-Meldungen 
stellen auf den aufsichtsrechtlichen, nicht 
den handelsrechtlichen Konsolidierungs-
kreis ab.22) Diese Datenmenge in der 
erforder lichen Qualität zeitgerecht bereit-
zustellen wird für die Institute zur Heraus-
forderung. Die EBA hat angesichts der 
Komplexität der Aufgaben bei den Institu-
ten und der nicht rechtzeitig finalisierten 
CRD IV/CRR den geplanten Umsetzungs-
termin zum 1. Januar 2013 um ein Jahr 
verschoben. Damit haben die Institute 
deutlich mehr Zeit für die Anpassung der 
 Reportingsysteme.23) 

Unabhängig von den FINREP-Anforderun-
gen werden für die Meldungen unter-
jähriger Finanzdaten durch die deutschen 
 Institute im Rahmen des (neuen) Basismel-
dewesens auf Einzelinstitutsebene zusätzli-
che Angaben erforderlich: laufende Erträge 
aus Spezialfonds, Nettoertrag/Nettoauf-
wand des Handelsbestands, Konditionen- 
und Strukturbeiträge – um nur einige der 
Zusatzangaben zu nennen. Die Meldung 
von Plandaten spielt auch hier eine Rolle: 
Positionen wie Zinsergebnis, Provisionser-
gebnis und Nettoertrag oder Nettoaufwand 
des Handelsbestands sowie Bewertungser-
gebnis Kreditgeschäft und Bewertungser-
gebnis Wertpapiere der Liquiditätsreserve 
sind davon betroffen. Unterjährige Plan-
änderungen sollen im Rahmen einer „rollie-
renden Planung“ bei der Meldung gleich-
falls berücksichtigt werden.

Neben dem Meldewesen für unterjährige 
Finanzdaten (Basismeldewesen) wurde 
auch das Millionenkreditmeldewesen über-
arbeitet und soll in 2013 umgesetzt wer-
den.24) Zu den Neuerungen zählt die Ab-
senkung der Meldegrenze auf eine Million 
Euro. Über eine mögliche weitere Absen-
kung soll später entschieden werden. Für 
die Bestimmung der Kreditnehmereinheit 

Neue Anforderungen an 
das Risikomanagement

Die unter „Basel III“ bekannten Beschlüsse umfassen neue 
Anforderungen an die Qualität und Quantität des Eigenkapitals, 
neue Liquiditätskennzahlen (LCR und NSFR), Einführung einer 
Leverage Ratio in „Säule 2“, stärkere Regulierung des Derivate-
geschäfts (insbesondere zentrale Kontrahenten für OTC-Derivate) 
sowie höhere Anforderungen an das bankaufsichtliche Melde-
wesen, die Risikotragfähigkeit, die Risikomessung sowie bank-
interne Stresstests. 

In der grundlegend überarbeiteten 2. Auflage des erfolgreichen 
Handbuchs werden diese neuen Anforderungen nach Basel III 
und die Auswirkungen auf die deutschen MaRisk durch ausge-
wiesene Experten erläutert und um Praxishinweise für die tägliche 
Arbeit ergänzt. 

Für Fach- und Führungskräfte im Risikomanagementbereich von 
Banken und Sparkassen, für Revisoren, Wirtschafts prüfer und 
Unternehmensberater.
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wird im Millionenkreditbereich auf eine 
 eigenständige Definition abgestellt, unab-
hängig von der Definition der Kreditneh-
mereinheit im Großkreditmeldewesen. Die 
Bestimmung der Kreditnehmereinheit im 
Millionenkreditbereich beschränkt sich auf 
(dokumentierte) Kontroll- beziehungswei-
se Beherrschungsverhältnisse. Aufgrund 
des Meldevolumens sind hier die im Groß-
kreditbereich geltenden Einzelfallprüfun-
gen verbunden mit Regel-Ausnahme-Situ-
ationen und Widerlegungsmöglichkeiten 
ausgeschlossen. 

Hinzu kommt ab 2015 eine stärkere Auf-
schlüsselung der Millionenkreditmeldungen  
in kreditnehmerbezogene qualitative Merk-
male, eine Untergliederung der einzelnen 
Kreditarten sowie zusätzliche Meldeposi-
tionen (etwa bezüglich Kreditderivaten, 
Verbriefungstransaktionen und so weiter). 
Zu erwarten ist ein erheblicher Mehrauf-
wand, der jetzt schon in den institutsinter-
nen Prozessen eingeplant werden sollte.

EMIR-Ausführungsgesetz/ 
OTC-Derivate

Mit der 2012 verabschiedeten Verordnung 
über die europäische Marktinfrastruktur 
(European Market Infrastructure Regulati-
on – EMIR)25) wird der außerbörsliche Deri-
vatehandel neuen Regeln unterworfen, die 
den OTC-Handel standardisierter, transpa-
renter und damit sicherer ablaufen lassen 
sollen. Mit dem vorliegenden Entwurf zum 
EMIR-Ausführungsgesetz26) werden diese 
Anforderungen auf nationaler Ebene durch 
Anpassungen im KWG, WpHG und InvG 
eingeführt. 

Finanzielle Gegenparteien (Investmentge-
sellschaft, Kreditinstitut, Ver sicherung, KaG, 
Pensionsfonds, AIFM) müssen künftig im 
Rahmen der Jahres abschlussprüfung prü-
fen lassen, ob die entsprechenden organi-
satorischen Pflichten aus der EMIR in ihrem 
Institut eingehalten werden. Dazu gehören 
vor allem die Clearingpflicht standardisier-
ter Derivate über zentrale Gegenparteien 
(sogenannte CCPs), Meldepflichten für 
Derivatetrans aktionen an ein Transaktions-
register und Risikominderungstechniken 
für bilateral abzuwickelnde respektive 
nicht standardisierte OTC-Kontrakte. Zur 
Einhaltung der Anforderungen sind diverse 
neue Prozesse und Kontrollen einzurichten. 
Es ist sicherzustellen, dass die betroffenen 
Mitarbeiter mit den neuen Anforderungen 
vertraut sind. 

Auch bei diesem Regelwerk sind Verzö-
gerungen offensichtlich. Die Definition, 
wann ein Derivat der Clearingpflicht un-
terliegt, soll in umfassenden Standards der 
ESMA geregelt werden. Diese befinden sich 
derzeit noch in der Konsultation. Der 
Markt rechnet frühestens für Ende 2013/
Anfang 2014 damit, dass diese Regelungen 
in Kraft treten können. 

Neue Pflichten ergeben sich vor allem aber 
für die bisher weniger im Fokus der Auf-
sicht stehenden non-financial counterpar-
ties, also Unternehmen, die außerhalb des 
regulierten Finanzsektors stehen. Soweit 
sie bestimmte Schwellenwerte in ihrem 
Derivategeschäft überschreiten, müssen 
auch sie die Verpflichtungen der EMIR ein-
halten sowie prüfen und bescheinigen las-
sen.

AIFM-Umsetzungsgesetz

Kurz vor Jahresende hat die Bundesre-
gierung den Entwurf eines Gesetzes zur 
Umsetzung der Richtlinie 2011/61/EU über  
die Verwalter alternativer Investmentfonds 
(AIFM-UmsG) beschlossen. Damit entsteht 
in Deutschland ein neues Kapitalanlage-
gesetzbuch, das sämtliche Arten von In-
vestmentfonds und ihre Verwalter der 
 Finanzaufsicht unterwirft.

Die Aufsicht umfasst Offene Immobilien-
fonds, Hedgefonds und auch Private Equi-
ty-Fonds als alternative Investmentfonds. 
Zudem unterliegen die Verwalter alterna-
tiver Investmentfonds einer Zulassungs-
pflicht und einer fortlaufenden Aufsicht, 
die neben Risiko- und Liquiditätsmanage-
ment auch Sachkenntnis, Erfahrung und 
Zuverlässigkeit einschließt.

Die AIFM-Richtlinie ist bis zum 22. Juli 
2013 in nationales Recht umzusetzen. Die 
bisherigen Regelungen des Investment-
gesetzes zu offenen Wertpapierfonds, 
 sogenannten OGAW, werden in das Kapi-
talanlagegesetzbuch integriert. Das Invest-
mentgesetz wird aufgehoben.27)

Die Herausforderungen für Banken um-
fassen zum einen die Vereinbarkeit der  
von ihnen angebotenen Produktpalette für 
professionelle Investoren und Privatanle-
ger mit den Vorgaben des AIFM-UmsG. 
Zum anderen müssen Leitungs- und Auf-
sichtsorgane einer Bankengruppe mit Kapi-
talverwaltungsgesellschaften dafür Sorge 
tragen, dass die aus dem AIFM-UmsG re-

sultierenden Neuerungen sachgerecht in 
der Gruppe implementiert sind.

Europäische Aufsichtsbehörden –  
EBA, ESMA, EIOPA

Die drei EU-Aufsichtsbehörden sind für 
eine Harmonisierung der Aufsichtsprakti-
ken („Single Rulebook“) der nationalen 
Aufseher verantwortlich. Dazu wurden die 
EBA wie auch die beiden anderen Auf-
sichtsbehörden mit weitreichenden „quasi-
legislativen“ Kompetenzen ausgestattet.28) 

Die EBA entwirft sogenannte technische 
Standards, die nach Annahme durch die  
EU-Kommission für alle Mitgliedstaaten 
unmittelbar gültiges Recht sind. Damit er-
langen die Standards Verordnungscharak-
ter und stehen auf derselben Ebene wie die 
CRR.

Auf Basis der Vorgaben in der CRD IV/CRR 
hat die EBA bereits eine Vielzahl von Ent-
würfen zu regulatorischen Standards zur 
Konsultation gestellt. Die wesentlichen Re-
gulatory Technical Standards (RTS) und 
Implementing Technical Standards (ITS) 
befassen sich unter anderem mit Regulie-
rungen zu:

• Eigenkapitaldefinition  (Draft  Regulatory 
Standards on own funds Part I, Part II, RTS 
on Capital Requirements on CCPS, Draft 
RTS on specific and general credit risk ad-
justments),

• Verschuldungsquote und Liquidität (Mel-
depflichten zu Leverage Ratio, Liquidity 
Coverage Ratio (LCR) und Net Stable Fun-
ding Ratio (NSFR)),

• COREP/FINREP Meldungen und 

• Großkreditanzeigepflichten.

Bankenunion – Single Supervisory 
Mechanism

Nach dem EBA-Arbeitsprogramm 2013 hat 
die EBA für die CRD IV/CRR neben 62 tech-
nischen Standards 21 Leitlinien sowie di-
verse Berichte, Stellungnahmen und Ver-
öffentlichungen für die EU zu erstellen. 
Die Konsultationen für die ersten beiden 
Quartale 2013 betreffen die Bereiche Ei-
genkapital, IRB Approach, Ratingagentu-
ren, Counterparty Credit Risk, Markt- und 
Liquiditätsrisiken.29)  Damit steigt der An-
teil von unmittelbar anzuwendenden Vor-
schriften zur Bankenregulierung beträcht-
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lich. Die Institute sind gefordert, sich 
 bereits im Rahmen der Konsultationspro-
zesse intensiv mit den Vorschlägen ausein-
anderzusetzen und potenzielle Auswirkun-
gen auf ihre Geschäftsmodelle, Strategien, 
Prozesse et cetera zu analysieren. Ge-
schäftsleitung und Aufsichtsorgane stehen 
in der Pflicht, sicherzustellen, dass nicht 
nur die nationalen rechtlichen Vorgaben, 
sondern auch die EU-weit geltenden Ver-
ordnungen und Standards von den Institu-
ten befolgt werden.

Mit den Vorschlägen der Europäischen 
Kommission für einen einheitlichen Auf-
sichtsmechanismus (Single Supervisory 
Mechanism)30) ist die Bankenunion im Eu-
roraum ein Stück vorangekommen. Die 
Vorschläge weisen der Europäischen Zent-
ralbank weitreichende Befugnisse zur Be-
aufsichtigung aller Banken im Euroraum 
zu. Zunächst soll die EZB die Aufsicht für 
die bedeutendsten, europaweit systemrele-
vanten Kreditinstitute übernehmen. In der 
Diskussion ist auch, später alle Kreditinsti-
tute zu erfassen, die in den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten niedergelassen sind, un-
abhängig von ihrem Geschäftsmodell und 
ihrer Größe.

Die Aufgaben der EZB-Aufsicht umfassen 
unter anderem Lizenzerteilung und Zulas-
sung von Kreditinstituten, die Prüfung 
qualifizierter Beteiligungen, die Beaufsich-
tigung auf konsolidierter Basis sowie Auf-
sichtsaufgaben in Bezug auf Finanzkon-
glomerate. Darüber hinaus soll die EZB 
 Kapitalpuffer und Quoten für antizyklische 
Puffer festlegen. Gleiches gilt für Anfor-
derungen an Kreditinstitute hinsichtlich 
solider Governance-Regelungen, -Verfah-
ren und -Mechanismen. Demgegenüber 
bleiben für die nationalen Aufsichtsbehör-
den die Themenfelder wie Geldwäsche 
oder Verbraucherschutz. 

Ohne die Unterstützung der nationalen Be-
hörden und ihrer ausgeprägten Expertise 
zu den Besonderheiten des jeweiligen 
 Bankenmarktes, vor allem ihrer personellen 
Ressourcen wird die EZB kurz- und mittel-
fristig nicht auskommen können. Ent-
sprechend ist vorgesehen, die nationalen 
Behörden bei Vorbereitungs- und Umset-
zungstätigkeiten einzubinden, etwa bei der 
Prüfung von Zulassungsanträgen, Risiko-
modellen oder täglichen beziehungsweise 
örtlichen Prüfungen – wobei die von der 
EZB vorgegebenen Leitlinien zu beachten 
sind.

Bereits heute ist absehbar, dass der büro-
kratische Aufwand für die betroffenen 
Kreditinstitute merklich zunehmen wird. 
Mehr Aufsichtsinstanzen bedeuten gleich-
zeitig auch vermehrte Informations- und 
Aufklärungsarbeiten sowie gegebenen-
falls verlangsamte Entscheidungsprozesse. 
Sach- und Personalkosten könnten anstei-
gen, ohne dass ein merklicher Nutzen für 
die einzelnen Institute erkennbar wäre.

Solvency II

Der Reformprozess für das Aufsichtsrecht 
der Versicherungen „Solvency II“ ist im 
letzten Jahr eher stockend vorangekom-
men. Derzeit wird entgegen den ursprüng-
lichen Plänen ein Inkrafttreten der Regu-
lierung für Versicherungen erst nach dem 
Jahr 2016 in Aussicht gestellt. Einzelne 
Elemente könnten indes schon zum 1. Ja-
nuar 2014 umgesetzt werden.31) Auf der 
Basis von  EIOPA-Leitlinien sollen die natio-
nalen Aufsichtsbehörden diese Teilbereiche 
auf nationaler Ebene implementieren. Im 
Wesent lichen geht es dabei um die Ver-
pflichtung der Unternehmen, Governance- 
und Risikomanagementsysteme aufzubauen. 
Insbeson dere die vorausschauende und um-
sichtige Risikobeurteilung nach den ORSA-
Prinzi pien32) wird als Kernelement des neu-
en  Solvency-II-Regime angesehen. Ebenso 
könnten auch Regelungen zum Genehmi-
gungsverfahren für interne Modelle zur Ka-
pitalberechnung und Informations- respek-
tive Reportinganforderungen gegenüber 
den Aufsichtsbehörden vorgezogen wer-
den.

Bereits in der Agenda 2012 wurde darauf 
hingewiesen, dass Versicherungen wegen 
Solvency II einen Anreiz haben, sich stär-
ker bei der Finanzierung von Immobilien-
krediten zu engagieren. Nach dem Fi-
nanzstabilitätsbericht 2012 der Deutschen 
Bundesbank trägt das anhaltende Niedrig-
zinsniveau dazu bei, dass sich Versiche-
rungsunternehmen neue Geschäftsfelder 
mit entsprechender Rendite und Risiko su-
chen.33) So sind entsprechende Entwick-
lungen bei Projektfinanzierungen und 
auch bei Unternehmensanleihen zu regis-
trieren. Für die Banken bedeutet das, dass 
sie neben sinkenden Zinsmargen deutlich 
mehr Wettbewerbsdruck seitens der Ver-
sicherer verspüren werden. Außerdem re-
finanzieren sich kapitalmarktnahe Unter-
nehmen zunehmend direkt über die 
 Kapitalmärkte und nicht mehr vorrangig 
über Bankkredite. Anpassungen in den Ge-

schäftsmodellen der Banken werden un-
ausweichlich sein.

Liikanen-Report zur Reform  
der EU-Bankenstruktur

Ein großer Themenkomplex aus der Aufar-
beitung der Finanzmarktkrise ist derzeit 
noch ungelöst. Nach wie vor könnte der 
Zusammenbruch besonders großer, kom-
plexer und global tätiger Institute das 
 gesamte Finanzsystem schädigen. Dieses 
Too-big-to-fail-Problem soll durch struk-
turpolitische Maßnahmen beseitigt wer-
den. Im Mittelpunkt der Diskussion steht 
die Trennung des klassischen Einlagen- 
und Kreditgeschäftes vom Investment bank-
ing, um Ansteckungseffekte zu vermeiden. 
In den USA sind die Reformvorschläge in 
der sogenannten Volcker Rule festgelegt. 
Danach soll den Banken der Eigenhandel 
verboten und das Investment in bestimmte 
Anlageformen nur begrenzt  zugelassen 
werden. In Großbritannien hat die Vicker-
Kommission vorgeschlagen, das Einlagen- 
und Kreditgeschäft vom Kapitalmarktge-
schäft abzuschirmen.34) 

Im Gegensatz dazu hat die EU-Experten-
gruppe unter Vorsitz des finnischen Noten-
bankpräsidenten Erkki Liikanen Vorschläge 
unterbreitet, wie Eigenhandel und andere 
relevante Handelsaktivitäten in  separate 
rechtliche Einheiten mit eigenständiger Re-
finanzierung und Kapitalausstattung um-
zugliedern sind.35) Das Universalbankmodell 
würde dadurch nicht vollständig aufgelöst, 
da die separaten Einheiten weiterhin unter 
dem Dach einer gemeinsamen Holding 
agieren dürften. 

Inwieweit eine solche organisatorische 
Trennung die gerade mit dem Universal-
banksystem verbundenen Synergieeffekte 
beeinflussen wird, lässt sich derzeit nicht 
abschätzen. Es ist aber kaum zu erwarten, 
dass die Refinanzierungskosten für die Ein-
heit mit den Handelsaktivitäten von einer 
solchen Aufspaltung unberührt bleiben 
werden.

Deutliche Auswirkungen auf die 
Geschäftsmodelle

In dem Spannungsfeld zwischen noch 
nicht verabschiedeter CRD IV/CRR und na-
tionalen Umsetzungsaktivitäten besteht 
für die Institute die Herausforderung, die 
Regelungsvorschläge der EU, der EBA und 
der nationalen Regulierer zu analysieren 
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und notwendige Anpassungsmaßnahmen 
frühzeitig anzugehen. Zeitliche Verzöge-
rungen sind auch bei der Regulierung des 
außerbörslichen Derivatehandels zu ver-
zeichnen (OTC-Markt). Eine freiwillige An-
wendung der Clearingpflicht ist der noch 
fehlenden genauen Ausgestaltung der Vor-
schriften seitens der ESMA geschuldet.

Weitere regulatorische Reformvorhaben 
können deutliche Auswirkungen auf die 
Geschäftsmodelle der Institute zur Folge 
haben. Dazu zählen die Vorschläge der Lii-
kanen-Gruppe zur Trennung der Handels-
aktivitäten vom klassischen Einlagen- und 
Kreditgeschäft sowie die vorliegend nicht 
diskutierten Basler Vorschläge zur Überar-
beitung der Handelsbuchkriterien oder des 
Verbriefungsregelwerks.36) Weiterhin offen 
bleibt auch die Frage, wie die finalen Li-
quiditätsanforderungen für die kurz- und 
die langfristige Finanzierung (LCR, NSFR) 
ausgestaltet sein werden. Gerade bei die-
sen Vorgaben zeigt sich seit Anbeginn, 
dass unerwünschte Nebeneffekte bezie-
hungsweise widersprüchliche Anreize mit 
den Regelungen verbunden sind. 

Hinzuweisen ist auch auf ein erst kürzlich 
von der EBA veröffentlichtes Diskussionspa-
pier zur „Prudent Valuation“ bei zum Fair 
Value bewerteten Positionen.37) Hier geht es 
darum, dass die Aufsicht letztlich eigene 
„vorsichtige“ Bewertungsparameter vorge-
ben wird. Institute, die diese nicht bereits 
im Rahmen ihrer Rechnungslegung befol-
gen, müssen den aus der vorsichtigen Be-
wertung resultierenden Unterschiedsbetrag 
vom harten Kernkapital abziehen. Die Auf-
sicht hat Schwächen in der Corporate Gov-
ernance einschließlich der mangelhaften 
Überwachung durch die Verwaltungs-/Auf-
sichtsräte als Mitursache dafür identifiziert, 
dass zahlreiche Banken in der Finanzmarkt-
krise in wirtschaftliche Schwierigkeiten 
 kamen. Daher werden nicht nur die relevan-
ten Vorschriften im KWG verschärft, son-
dern auch der der Aufsicht zur Verfügung 
stehende Sanktionskatalog bei Verstößen 
gegen bankaufsichtsrechtliche Regelungen.

Geschäftsleitung und die Aufsichtsorgane 
der Institute sehen sich mit einem deutlich 
strengeren regulatorischen Umfeld kon-
frontiert, das Einfluss auf die Größe, das 
Wachstum und die zukünftigen Geschäfts-
modelle der Banken haben wird. 
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